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„Haushaltsentwurf ist ein 
Skanda 

Scharfe Kritik erntete Fi- 

nanzminister Hans Eichel 
für seinen Haushaltsent- 
wurf für 2005. 

Einen „Skandal", nannte 
die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela Mer- 
kel, das vom Kabinett verab- 
schiedete Zahlenwerk. Mer- 
kel rügte vor allem Eichels 

u 

Plan, Bundesanteile an Tele- 

kom und Post zu verkaufen. 
Sie wies darauf hin, dass das 
Vermögen eigentlich dazu 
dienen sollte, die Pensionen 
für die Bediensteten der 
ehemaligen Staatsunterneh- 
men zu finanzieren. Ein Ver- 
kauf der Anteile werde dazu 
führen, dass der Bund       • 
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Haushalt 2005 

• in einigen Jahren die mil- 
liardenschweren Pensions- 
zahlungen aus dem laufen- 
den Haushalt bestreiten 
muss. „Das ist das blanke 
Gegenteil von Nachhaltig- 
keit", so Merkel. Es sei ihr 
unbegreiflich, wie die Grü- 
nen, die immer von nachhal- 
tiger Haushaltspolitik sprä- 
chen, so etwas mittragen 

könnten. Eichel müsse end- 
lich zugeben, dass er keinen 
verfassungsmäßigen Haus- 
halt hinbekommt, forderte 
die CDU-Parteichefin. 

Eichels Entwurf sieht ei- 
nen Ausgabenzuwachs um 

eine Milliarde auf 258,3 Mil- 
liarden Euro vor. Die Neu- 
verschuldung liegt bei 22 
Milliarden. Wegen des stetig 
wachsenden Schuldenbergs 
wird kommendes Jahr allein 
für Zinsen der Rekordbetrag 
von 41,3 Milliarden Euro aus- 
gegeben werden. 

Mit Sparkurs hat der Etat- 
entwurf nichts mehr zu tun. 
Der haushaltspolitische Spre- 

cher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Dietrich Aus- 

termann, erklärte, Eichel 
werde mit dem Entwurf 
„vom Sparkommissar zum 
Konkursverwalter". Außer- 
dem werde der Finanzmini- 
ster seinem künftigen Nach- 
folger auf diese Art „eine 
leere Kasse, einen riesigen 
Schuldenberg und ein be- 
seitigtes Bundesvermögen" 
übergeben. „Der Minister 
muss endlich mit dem Spa- 
ren anfangen", so Auster- 
mann. Es könnten minde- 
stens vier Milliarden Euro im 
Haushalt eingespart werden. 

DIE KRITIKPUNKTE DER CDU AM HAUSHALTSENTWURF 

Er bedeutet keine Konsoli- 
dierung. Die Schulden wer- 

den weiter aufgebläht. 
Er ist auf Hoffnungswerte 

gegründet, die allenfalls in 
Teilen realisiert werden. Das 
heißt, das Wachstum wird 
niedriger ausfallen, die Steu- 
er-, Privatisierungs- und 
Mauteinnahmen werden ge- 
ringer sein und die Ausga- 
ben für den Arbeitsmarkt 
höher liegen. 
• Er bedeutet regelrechte 
Zukunftsverweigerung 

durch die Konzentration auf 
Staatskonsum statt auf In- 

vestitionen. Die Investiti- 

onsausgaben werden um 2 
Mrd. € (das sind 10 Prozent!) 
verringert, d.h. die Ausga- 
ben für die Infrastruktur sin- 
ken dramatisch. 

Er verstößt gegen die ver- 
fassungsrechtlich veranker- 

ten Grundsätze von Haus- 
haltswahrheit und - Voll- 
ständigkeit und die Maas- 
tricht-Vorgaben. 

Er beeinträchtigt, wenn er 
nach dem Willen des Finanz- 
ministers abgearbeitet wird, 
die Kapitalmärkte (Verkauf 
von Aktien, Verkauf von For- 

derungen, Ausverkauf von 
Bundesvermögen). Insge- 
samt werden seit 1999 über 
100 Mrd. € Bundesvermö- 
gen verscherbelt worden sein. 

Er verfolgt das Prinzip der 
verbrannten Erde. Der nach- 
folgenden Regierung wer- 
den Schuldenberge und lee- 
re Kassen hinterlassen. 

Er ignoriert die Zustim- 
mungsbedürftigkeit einer 
Reihe von Maßnahmen (ERP- 
Transaktion, Eigenheimzula- 

ge, Beschlüsse Vermittlungs- 
ausschuss) und konterkariert 
den Subventionsabbau. 
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Firmenpleiten 

Insolvenzen beweisen Versagen 
von Rot-Grün 

Zu den vom Statistischen 
Bundesamt veröffentlichen 
Insolvenzzahlen für das 1. 
Quartal 2004 erklärt CDU- 
Generalsekretär Laurenz 

Meyer: 
Pleitewelle und kein En- 

de. Alle zwölf Minuten ist im 
März ein Unternehmen in 
Deutschland in die Pleite 
gegangen - Tendenz stei- 
gend. Das ist die Folge einer 
wirtschaftsfeindlichen Poli- 
tik dieser Bundesregierung. 

Planlosigkeit,    Mutlosigkeit, 

Ideenlosigkeit - unter diesen 
Vorzeichen setzt Rot-Grün 
die Rahmenbedingungen für 
die deutsche Wirtschaft. Die 
Quittung zahlen Unterneh- 

men und Arbeitslose. 
Während Rot-Grün über 

die Ausbildungsplatzabgabe, 
die vermurkste Lkw-Maut 
und über neue Belastungen 
an der Zapfsäule schwadro- 
niert, wird die Luft vor allem 
für die kleinen und mittleren 
Unternehmen immer dün- 
ner. Dass in der SPD jetzt neu 

Pleiten in 
Deutschland 
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Unternehmen 26 400 
seit 1999 mit Verbraucherinsolvenzen 
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über Erbschafts- und Ver- 
mögenssteuer nachgedacht 
wird, zeugt gerade ange- 
sichts der Lage des Mittel- 
standes von totalem Reali- 
tätsverlust. Im übrigen darf 
sich niemand wundern, wenn 
bei 40.000 Pleiten 30.000 
Ausbildungsplätze fehlen. 

Die Folge: Die deutsche 
Wirtschaft gerät angesichts 
dieser Politik der Verunsi- 
cherung immer weiter in eine 
strukturelle Krise. Wir brau- 
chen eine klare Politik mit 
Reformen beim Steuersys- 
tem, am Arbeitsmarkt und 
bei den sozialen Sicherungs- 
systemen, damit Deutsch- 
land nicht komplett den An- 
schluss in Europa verliert. 

MEHR INSOLVENZEN 

Die Zahl der Unternehmensin- 
solvenzen in Deutschland ist im 
ersten Quartal 2004 leicht um 
1,2 Prozent gestiegen. Wie das 
Statistische Bundesamt in 
Wiesbaden mitteilte, wurden im 
Vergleich zum Vorjahreszeit- 

raum 9.867 Insolvenzen bei Un- 
ternehmen gezählt. Insgesamt 
wurden 28.118 Insolvenzfälle 
(plus 15,4 Prozent) gemeldet. 
Die Zahl der Verbraucherinsol- 
venzen stieg um über 40 Prozent 
auf 10.664 an. 
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Zuwanderung 

Entwurf trägt Handschrift der Union 
Nach langen Verhandlun- 
gen haben sich CDU, CSU 
und SPD auf einen Gesetz- 
entwurf zur Begrenzung 
und Steuerung von Zuwan- 
derung geeinigt. 

„Der gemeinsam von uns 
vertretene Text ist das Er- 
gebnis einer schweren Ge- 

burt", sagte der Verhand- 
lungsführer der CDU, Peter 
Müller. Der saarländische 
Ministerpräsident betonte, 
verglichen mit der geltenden 

Rechtslage stelle der jetzt 
vorliegende Text eine „we- 
sentliche Verbesserung dar": 
Der Gesetzentwurf bedeute 
„mehr Sicherheit, mehr Inte- 
gration sowie bessere Mög- 
lichkeiten zur Begrenzung 
und Steuerung der Zuwan- 
derung". Damit trage der 
Kompromiss „sehr deutlich 
die Handschrift der Union". 

Vor allem bringe die jetzt 
vorliegende Fassung „einen 
erheblichen Sicherheitsge- 
winn im Vergleich zur bishe- 
rigen Rechtslage", betonte 
Peter Müller. Das gelte so- 
wohl für die Regelungen zur 
Ausweisung und Abschie- 
bung von Hasspredigern als 

auch für den Umgang mit 
Leitern verbotener extre- 
mistischer Organisationen. 
Außerdem habe die Union 
die Regelanfrage beim Ver- 
fassungsschutz nicht nur vor 

der Einbürgerung, sondern 
auch vor der Erteilung von 
Daueraufenthaltsrechten 

durchgesetzt. 
Bei der Arbeitsmigration 

sei es der Union gelungen, 
den Anwerbestopp im Be- 
reich der einfachen und mitt- 
leren Qualifikationen auf- 

rechtzuerhalten. Bei nahezu 
fünf Millionen Arbeitslosen 
hier zu Lande habe es sich 

dabei um eine unverzicht- 
bare Forderung gehandelt. 
Bevor ein Arbeitsplatz mit 
einem Migranten besetzt 
werden könne, müssten alle 
Möglichkeiten genutzt wer- 
den, dass ein hier lebender 
Arbeitsloser die freie Stelle 
erhalte. Mit Blick auf die 
Ausgestaltung der Aufent- 
haltsrechte für Höchst- 

qualifizierte übertreffe der 
Gesetzentwurf die Stan- 
dards der USA, versicherte 
Müller. 

Auch im Bereich der hu- 
manitären Zuwanderung se- 
he der vorliegende Text Sta- 
tusverbesserungen vor allem 
für die Personen vor, die die 
Dauer ihres Aufenthalts in 
Deutschland nicht durch ei- 
genes schuldhaftes Handeln 
verursacht hätten. In diesen 
Fällen werde es künftig die 
Möglichkeit geben, Aufent- 
haltstitel und damit die 
Grundlage für Integration 
zu schaffen. Bei der nicht- 
staatlichen und geschlechts- 
spezifischen Verfolgung wür- 
den die EU-Richtlinien in na- 
tionales Recht umgesetzt. 

Die Kosten für die Inte- 
grationskurse will künftig 
der Bund übernehmen. Dies 
sei nur „recht und billig", 
betonte Ministerpräsident 
Müller. Schließlich würden 
die Länder wesentlich stär- 

ker belastet durch die Be- 
reitstellung von Wohnraum, 
Kindergartenplätzen, Schu- 
len und durch die Zahlung 
sozialer Transferleistungen. 

Müller sagte, der „Selbst- 
Platzverweis der grünen Sei- 
te" habe die Herbeiführung 
eines gemeinsamen Geset- 
zestextes nicht behindert. 

Eine Einigung wurde da- 
durch erleichtert. Der Zeit- 
plan sieht vor, dass der Ver- 
mittlungsausschuss am 30. 
Juni den Kompromiss billigt. 
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Angela Merkel  in der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung (23.6.04) 

Niedriglohnsektor ist die Antwort 
HAZ: Frau Merkel, wie ver- 
scheucht man die neue deut- 
sche Depression? Immer mehr 
Menschen haben Angst um 
ihren Arbeitsplatz - neuer- 
dings sogar in Firmen oder 
Fabriken, die zwar schwarze 
Zahlen schreiben, aber viel- 

leicht durch Verlagerung ins 
Ausland noch profitabler zu 
betreiben wären. 

Angela Merkel: In der Tat 
ist es inzwischen so, dass 
Tag für Tag rund 1000 Ar- 
beitsplätze aus Deutschland 
verschwinden. Deshalb ist 
es Zeit, dass die Politik in 
diesem Land ganz grundle- 
gend geändert wird. Es sind 
ja nicht mehr nur irgendwel- 
che großen Konzerne, die im 
Ausland arbeiten lassen. Es 
gibt in Brandenburg diako- 

nische Heime, die ihre Bett- 
wäsche in Polen waschen 
lassen, weil dort den Wä- 
schern ein paar Euro pro 
Stunde weniger gezahlt wer- 
den muss als bei uns. Die 
Antwort kann, auch wenn 
das erstmal hart klingt, nur 
in einem neuen staatlich 
geförderten Niedriglohn- 
sektor liegen: Es ist besser, 
gering qualifizierte Arbeit in 
Deutschland zu niedrigeren 
Löhnen zu erlauben und sie 
von Seiten des Staates zu 

unterstützen, statt auf ho- 
hen Löhnen zu beharren - 
und zuzusehen, wie die Jobs 
verschwinden. 

HAZ: Aber kommt damit nicht 
genau das Lohndumping in 
Gang, vor dem die Gewerk- 
schaften immer warnen? 

Merkel: Ich habe Verständ- 
nis für die Sorgen der Ge- 
werkschaften an dieser Stel- 
le. Dennoch bin ich fest da- 
von überzeugt, dass alle, die 
sich gegen einen Nied- 
riglohnsektor sperren, noch 
umdenken müssen. Jahr- 
zehntelang sind in Deutsch- 

land die Löhne immer weiter 
gestiegen, jahrzehntelang ist 

zum Beispiel auch der Kün- 
digungsschutz immer mehr 
verstärkt worden. Doch jetzt 
kommen wir in Deutschland 
an einen Punkt, wo wir er- 
kennen: Von alle diesem pro- 

fitiert nur die schrumpfende 
Zahl derer, die Arbeit haben, 
und nicht die wachsende 
Zahl derer, die arbeitslos 
sind. Sozial ist das am Ende 
nicht. Zur sozialen Markt- 
wirtschaft gehört auch, dass 
wir den Arbeitsmarkt erst- 
mal als Markt begreifen, wo 
Angebot und Nachfrage den 
Preis bestimmen. Wenn wir 
das nicht zulassen, auch 
durch eine neue Tarifpolitik, 
werden wir unser Beschäfti- 
gungsproblem nicht lösen. 

HAZ: Aber heißt das nicht, 
dass die Lohnspirale sich dann 
nach unten dreht? 

Merkel: Nicht auf Dauer. 
Wenn erst mal wieder mehr 
Menschen einen Job haben, 
gibt e' über kurz oder lang 
auch wieder eine Verknap- 
pung von Arbeitskraft und 
damit ein Zurück zu höheren 
Löhnen - mit dem Unter- 
schied, dass die Zahl der Be- 
schäftigten dann größer ist 
und die Zahl der Langzeitar- 
beitslosen kleiner. Das ent- 
lastet zugleich die sozialen 
Sicherungssysteme und die 
Staatskassen. 

HAZ: De facto würden dann 
aber viele arbeiten gehen für 
Löhne,  die nur wenig  über 
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dem Sozialhilfeniveau liegen. 
Ist das nicht ein Stück Ameri- 

kanisierung? 

Merkel: Nein. Unser Sozial- 
hilfesystem wird uns auch in 
Zukunft immer von Amerika 
unterscheiden. Wir dürfen 
dieses Sozialhilfesystem nur 
nicht überfordern und miss- 
brauchen. Gerade dann, wenn 
wir die Zumutbarkeitsrege- 
lungen für die Annahme von 
Arbeit neu definieren, kann 
es in Deutschland einen neu- 
en Konsens geben über eine 
Sozialhilfe für jene, die sich 
nicht selber helfen können. 

HAZ: Frau Merkel, Sie halten 
ziemlich unbequeme Bot- 
schaftenfür die Menschen be- 
reit, unbequemere noch als 
Gerhard Schröder mit seiner 
Agenda 2010. Wie kommt es 
eigentlich, dass trotzdem die 
SPD in Umfragen und Wahlen 
immer Prügel kriegt, während 
die Union so gut dasteht? 

Merkel: Ich bleibe trotz aller 
guten Ergebnisse der letzten 
Zeit ein vorsichtiger Mensch. 
In Thüringen haben wir gese- 
hen, wie knapp es werden 
kann, wenn die Union zum 
Beispiel eine absolute Mehr- 
heit verteidigen will. Keine 
Wahl ist schon gewonnen, 
sondern muss neu erkämpft 
werden. Aber wir haben ein 
Problem nicht, das derzeit die 
Sozialdemokraten plagt: Sie 

haben ihren Wählern schlicht 
und einfach falsche Verspre- 
chungen gemacht. Denken 
Sie mal an den Bundestags- 
wahlkampf 1998 und daran, 
was von der SPD zu den The- 
men Renten, Gesundheit und 
Arbeitsmarkt gesagt wurde: 
Der demografische Faktor 
zur Dämpfung des Rentenan- 
stiegs sollte nicht in Kraft 
treten, Eigenbeteiligungen 
im Gesundheitswesen soll- 
ten gesenkt, der Kündigung- 

schutz verstärkt werden. Erst 
versuchte man es mit Schrit- 
ten in diese Richtung, und 
heute muss alles mehr als 
zurückgenommen werden. 
Jetzt fühlen sich erstens die 
Wähler verschaukelt, zwei- 
tens ist sich die eigene Trup- 
pe nicht einig. Die SPD hat 
eben die 16 langen Oppositi- 
onsjahre nicht genutzt, um 
intern die nötigen Konflikte 
auszutragen. Das muss sie 
jetzt schmerzhaft nachholen. 

HAZ: So ganz einig ist Ihre 
Truppe auch nicht. Das von 
der CDU beschlossene System 
einheitlicher Prämien fürs 
Gesundheitswesen wurde so- 

eben von Horst Seehofer als 
„Sympathiekiller" verworfen. 
Ist es nicht wirklich schwie- 
rig, ein System durchsetzen 
zu wollen, bei dem der Abtei- 
lungsleiter genauso viel be- 

zahlen soll wie der Lehrling? 

Merkel: Sie vergessen den 

steuerfinanzierten Sozialaus- 
gleich, der zu diesem System 
dazugehört. Richtig ist, dass 
wir im Prinzip einheitliche 
Prämien für die Kranken- 
versicherung wollen, derzeit 

wären das rund 200 Euro pro 
Monat. Auch wenn es auf den 
ersten Blick kompliziert aus- 
sieht: Den sozialen Ausgleich 
bekommen wir über die Steu- 
er besser und gerechter hin 
als über Krankenkassen- 
beiträge, die mit dem Lohn 
wachsen. Derzeit zahlt zum 
Beispiel der privat versicher- 
te Unternehmer überhaupt 
nichts ins solidarische Kran- 
kenversicherungswesen ein. 
Warum eigentlich nicht? 
Künftig wäre er über den 
steuerfinanzierten Sozialaus- 
gleich dabei. Entscheidend ist 
aber: Das Prämienmodell ist 
abgekoppelt von den Arbeits- 
kosten. Wir sind das einzige 
Land in Europa, das noch im- 
mer alle Sozialabgaben als 
Lohnzusatzkosten organi- 
siert. So können wir auf Dau- 
er nicht weitermachen, wenn 
wir eine neue Beschäfti- 
gungswelle auslösen wollen. 
Die Niederländer sind bei der 
Rente zu steuerfinanzierten 
Modellen gekommen, in der 

Schweiz gibt es fürs Gesund- 
heitswesen Lösungen, die un- 
seren Plänen nahekommen. 

HAZ: Aber wenn Sie das heu- 
tige Krankenversicherungssys- 

tem auf diese Weise auflösen, 
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EU-Verfassung 

ist das schon mehr als eine Re- 
form. Es ist der Abschied von 
Prinzipien, die immerhin seit 
Bismarck gegolten haben... 

Merkel: Die Welt hat sich 
aber auch verändert seit Bis- 
marck. Wir müssen endlich 
begreifen, dass die her- 
kömmliche Nationalökono- 
mie heute an ihre Grenzen 
stößt. Es gibt das Internet, 
alles ist mobil geworden. 
Mit dem starren bürokrati- 
schen Regelwerk, das wir 
heute in Deutschland haben, 
werden wir auf Dauer im 
europäischen Binnenmarkt 
der mittlerweile 25 Staaten 
nicht mithalten können, ge- 
schweige denn im globalen 
Wettbewerb. Deutschland 
muss sich vorbereiten auf 
den Übergang zu einer Wis- 

sensgesellschaft, in der ganz 
neue Anforderungen ge- 
stellt werden - an Flexibi- 
lität ebenso wie an wissen- 
schaftliche Exzellenz. Die 
Biotechnologie wird voraus- 
sichtlich zur Schlüsseltech- 

nologie dieses Jahrhunderts, 
die über Armut oder Reich- 
tum der Völker entscheidet. 
Und was tun wir? Wir reden 
nur über die Gefahren der 
Gentechnik und sehen an- 
sonsten sprachlos zu, wie 
sich viele auf diesem Feld 
tätige Forscher und Firmen 
aus Deutschland verab- 
schieden. Und einem Soft- 
wareentwickler, der mehr 
als zehn Stunden an neuen 
Programmen brütet, sagen 
wir, jetzt verstößt er aber 
gegen die deutsche Arbeits- 
zeitverordnung.   Auf  diese 

Art werden wir den Heraus- 
forderungen der Zukunft 
nicht gerecht. Es geht hier 
um Umbrüche historischer 
Art, wie beim Übergang von 
der Agrar- zur Industrie- 
gesellschaft. Und die ge- 
schichtliche Erfahrung zeigt: 
Je länger wir uns aus kurz- 
sichtigen Motiven heraus 
abschotten wollen gegen- 
über neuen Entwicklungen, 
desto größer ist die Gefahr, 
dass unser Wohlstand lang- 
fristig in Gefahr gerät. Die 
Depression, um auf Ihre Ein- 

gangsfrage zurückzukom- 
men, verscheuchen wir nur, 
indem wir uns bewusst von 
altem Denken trennen und 
uns einlassen auf das Neue. 

HAZ: Frau Merkel, wir dan- 
ken Ihnen für das Gespräch. 

EUROPA ERHALT GRUNDUNGSURKUNDE 

Mit der EU-Verfassung 
werden Visionen Wirklich- 
keit. Das wiedervereinigte 
Europa erhält eine Grün- 
dungsurkunde, die 25 
Staaten zu einer politi- 
schen Union verbindet. 
Der Geist der europä- 
ischen Integration hat 
sich bei den Beratungen 
schlussendlich durchge- 
setzt. 

Wesentliche Anliegen 
der Union finden sich im 
Verfassungstext     wieder. 

Wir    ha- 
ben eine 
bessere 
Kompe- 
tenzab- 
gren- 
zung, ei- 

Peter Hintze , 
ne trans- 

parentere und effizientere 
europäische Gesetzge- 
bung und eine Stärkung 
des Europäischen Parla- 
ments. Die Preisstabilität 
konnte als EU-Ziel vertei- 
digt werden. 

In Deutschland wollen 
wir die Mitwirkungsrechte 
des Bundestages an den 
europäischen Entscheidun- 
gen stärken. So muss der 
Deutsche Bundestag das 
Recht bekommen, über die 
Aufnahme von Beitritts- 
verhandlungen zu ent- 
scheiden. 

Peter Hintze ist der eu- 
ropapolitische Sprecher der 

CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. 
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Laurenz Meyer: 

Die Bundesregierung lenkt von den 
wahren Problemen ab 

Zu dem von der Bundesre- 
gierung und der Wirtschaft 
unterzeichneten Ausbil- 
dungspakt erklärt CDU- 
Generalsekretär Laurenz 

Meyer: 
Müntefering ist mit sei- 

nem Prestigeprojekt Aus- 
bildungsplatzabgabe für's 
Erste vor die Wand gelau- 
fen. Sinnvoll wäre es, das 
Vorhaben endgültig zu be- 
erdigen. Denn das absurde 
Projekt hat nicht dazu bei- 
getragen, das Vertrauen in 
den Wirtschaftsstandort 

Deutschland und die Politik 
dieser Regierung zu stär- 
ken. Es ist zu befürchten, 
dass die bisher schon ab- 
wartende Position in Teilen 

der Wirtschaft nicht be- 
seitigt wird. Verbesserun- 
gen der Ausbildungssitua- 
tion werden sich auch mit 
Unterstützung der Wirt- 
schaftsverbände nur dann 
einstellen, wenn sich die 
wirtschaftlichen Rahmen- 
bedingungen nachhaltig ver- 

bessern. Solange 40.000 
Unternehmen jährlich an- 
gesichts der Politik dieser 
Bundesregierung schließen 
müssen, ist es nicht ver- 
wunderlich, dass 30.000 
Ausbildungsplätze fehlen. 

Die Bundesregierung 

und die sie tragenden Par- 
teien sollten endlich auf ei- 
ne Politik für mehr Wachs- 
tum setzen. Nur eine Politik 
für Wachstum und Arbeit 
mit den von uns vorgeschla- 
genen Maßnahmen für Fle- 
xibilisierungen am Arbeits- 
markt, Reformen bei Sozial- 
versicherungen und Steu- 
ern kann eine nachhaltige 
Verbesserung der Ausbil- 
dungssituation bringen. 

GEBÜHRENERHÖHUNG BEGRENZEN 

Zur Diskussion über die 
Rundfunkgebühren er- 
klärt der Vorsitzende des 
Bundesfachausschusses 

Medienpolitik der CDU 
Deutschlands, Günther H. 

Oettinger: 
Der CDU-Bundesfach- 

ausschuss Medienpolitik 

unterstützt die Zielrich- 
tung der Ministerpräsiden- 
ten, eine maßvolle Anpas- 

sung der Rundfunkgebüh- 
ren deutlich unter einem 
Euro ab 1.4.2005 anzustre- 
ben. Der Bundesfachaus- 
schuss unterstützt die Be- 
strebungen der öffentlich- 
rechtlichen Anstalten, dazu 
weitere Einsparpotenziale 
entlang der Selbstverpflich- 

tungen umzusetzen. Nach 
der Ministerpräsidenten- 

konferenz zeigt sich deut- 

lich, dass es sich lohnt, auf- 
einander zuzugehen und ei- 
ne Lösung im Konsens an- 
zustreben. Ich bin zuver- 
sichtlich, dass zu der Okto- 
ber-MPK ein zustimmungs- 
fähiger Vorschlag für einen 
Staatsvertragsentwurf vor- 

gelegt werden kann, der ei- 
ne sozialverträgliche Rund- 
funkgebührenerhöhung 

vorsieht. 
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Hans-Gert Pöttering: 

Arroganz der Macht wird für Schröder 
und Fischer zum Bumerang 

Zur Benennung des Kom- 
missionspräsidenten er- 
klärte Hans-Gert Pötte- 
ring, Mitglied des Präsidi- 
ums der CDU Deutschlands 
und Fraktionsvorsitzender 
der EVP-ED Fraktion im Eu- 
ropäischen Parlament: 

Die jetzt beschlossene 
Europäische Verfassung 
sieht vor, dass die EU- 
Staats- und Regierungs- 
chefs „unter Berücksichti- 
gung" des Ergebnisses der 
Europawahlen dem Europäi- 
schen Parlament einen Kan- 
didaten für das Amt des 
Kommissionspräsidenten 
vorschlagen. 

Bundeskanzler Schröder 
und Außenminister Fischer 
haben trotzdem die Kandi- 
datur des belgischen Mi- 
nisterpräsidenten Verhof- 
stadt betrieben, dem Wahl- 
verlierer der Liberalen Partei 
in Flandern. 

Die Christdemokraten im 
Europäischen Parlament, die 

EVP-ED Fraktion, sind mit 
großem Abstand die stärkste 
Fraktion geblieben. 

Bereits 1999 ist bei der 
Zusammensetzung der Kom- 
mission der Wählerwille 
missachtet worden. Auch 
jetzt sollte dieses wieder ge- 

schehen. Deswegen ist es 

konsequent, dass unsere 
EVP-Parteienfamilie Verhof- 
stadt verhindert hat. 

Als Verhofstadt die Felle 
davon schwammen, hat er 
angeboten, den belgischen 
Widerstand gegen den 
Gottesbezug in der Verfas- 
sung aufzugeben. Gott ge- 
gen   Verhofstadt!   Welche 

Prinzipienlosigkeit und An- 
maßung! 

Bundeskanzler Schröder 
hat davon gesprochen, dass 
„machtpolitische Blockaden 
und parteipolitische Inter- 
essen nicht aufgehen wer- 
den". Schröder und Fischer 
wollten einen linksliberalen 
Kommissionspräsidenten, 
einen sozialistischen „Su- 
perkommissar" für Wirt- 
schaft und einen sozialisti- 
schen Außenminister (Javier 
Solana hat unsere volle Un- 
terstützung). 

Jeder Kandidat für das 
Amt des Kommissionspräsi- 
denten, der nicht das Wahl- 
ergebnis repräsentiert, wird 
im Europäischen Parlament 
unseren entschiedenen Wi- 
derstand hervorrufen. 

WAHLANALYSEN IM INTERNET 

Ab sofort bietet die Kon- 
rad-Adenauer-Stiftung ak- 
tuelle Analysen, Trends 
und Hintergründe zu Bun- 
destags-, Landtags- und 
Europawahlen im Internet 
an. Unter http://wahlen. 

kas.de sind bereits am Tag 
nach der Wahl aktuelle 
Wahlanalysen einsehbar. 
Wer   hat   warum   welche 

Partei gewählt? Wähler- 
wanderungsbilanzen und 
das Wahlverhalten in sozi- 
alstrukturellen Gruppen 
können hier einen ersten 
Anhaltspunkt bieten. Das 
Angebot umfasst außer- 
dem Wahlergebnisse von 
Bundes-, Landtags- und Eu- 
ropawahlen von 1946 bis 
heute. 
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Glückwünsche 

Angela  Merkel: 

Gratulationsschreiben zum 
80. Geburtstag von Rainer Barzel 

Sehr geehrter Herr Barzel, 
zur Vollendung Ihres 

80. Lebensjahres übermittle 
ich Ihnen persönlich wie 
auch im Namen der CDU 
Deutschlands meine herz- 
lichsten Glückwünsche. 

Meine Gratulation gilt 
einem herausragenden Po- 
litiker, der nach den Er- 
fahrungen von Gewaltherr- 
schaft und Krieg die junge 
Demokratie der Bundesre- 
publik Deutschland mit auf- 
gebaut und in den Jahren 
des Umbruchs von 1967 
bis 1973 an entscheidender 

Stelle mitgeprägt hat. 
Aus dem katholischen 

Jugendbund Neu-Deutsch- 
land stammend, fanden 
Sie schon früh Ihre politi- 
sche Heimat in der CDU. 
Dem christlich-sozialen 

Pfeiler unserer Partei ha- 
ben Sie Lebenskraft und 
Profil gegeben. Besonders 
in schwieriger Zeit mach- 
ten Sie sich um die Union 
verdient, als es Ihnen nach 
dem Verlust der Regie- 
rungsverantwortung im 
Jahre 1969 gelang, der Par- 
tei Orientierung und Mut 
zu geben und sie zu einer 
schlagkräftigen Opposition 
zu formen. 

Sie dienten unserem Land 
in wichtigen politischen Äm- 

tern: 30 Jahre lang waren 
Sie Mitglied des Deutschen 
Bundestags, fast zehn Jahre 
lang Vorsitzender der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

und zwei Jahre Vorsitzender 
der CDU Deutschlands. 

Sie waren Bundesmini- 
ster und schließlich Bundes- 
tagspräsident. Die Würde 
und Autorität Ihres Auftre- 
tens kennzeichneten stets 
den beispielgebenden Stil 

Ihrer Amtsführung. Beson- 
ders möchte ich Ihnen für 
Ihr beharrliches Eintreten 
für die Freiheit der Deut- 
schen im Osten und die 
staatliche Einheit unseres 

Landes danken. Die Wieder- 
vereinigung Deutschlands 
in einem  geeinten  Europa 

gehört auch zu Ihrem politi- 
schen Lebenswerk. 

Wegen Ihrer strategi- 
schen Kompetenz, Führungs- 
und Integrationskraft wer- 
den Sie weit über die Gren- 
zen der eigenen Partei hin- 
aus geschätzt. Sie sind ein 
aufrechter und streitbarer 
Demokrat, der für seine 
Überzeugung stets auch 
dann eingetreten ist, wenn 
es unbequem war. Niemals 
haben Sie sich nur in den 
Fragen und Entscheidungs- 
notwendigkeiten der Tages- 
politik erschöpft, sondern 
sich immer mit den Grund- 
werten unserer Gesellschaft 
auseinandergesetzt und Bei- 

träge zu einer Politik for- 
muliert, die über den Tag 
hinausweist. 

Heute, an Ihrem Ehren- 
tag, wünsche ich Ihnen fest- 
liche Stunden im Kreise Ih- 
rer Familie und Ihrer Gäste. 
Für die Zukunft wünsche ich 
Ihnen Wohlergehen, Zufrie- 
denheit und Freude, vor al- 
lem aber eine gute Gesund- 
heit und Gottes Segen. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Filmempfang der CDU 

Partnerschaft von Politik und Film för- 
dern - Wert geistigen Eigentums stärken 

Anlässlich des 6. Film-Emp- 
fangs der CDU Deutsch- 
lands am 18. Juni 2004 be- 
tonte Angela Merkel, wie 
wichtig der Dialog zwi- 
schen Politik und Film ist. 

Vor Vertretern der Film- 
branche und den kultur- und 
medienverantwortlichen Ex- 
perten der Union kündigte 
die Parteivorsitzende an, 
dass sich die CDU auch wei- 
terhin für die Belange der 
deutschen Filmwirtschaft 
einsetzen werde. Aufgrund 
der aktuellen Entwicklung 
bei der Erstellung illegaler 
Raubkopien und dem illega- 
len Herunterladen von Fil- 
men und Musik aus dem In- 
ternet, „ist vor allem die Stär- 
kung geistigen Eigentums ei- 
nes der vorrangigen filmpoli- 
tischen Ziele der CDU". 

Als positives Zeichen 
wurde die im Vergleich zum 
Vorjahr wachsende Besu- 
cherzahl deutscher Filme von 

insgesamt 25,3 Millionen ge- 
wertet. Für die Schauspiele- 
rin und Präsidentin der Deut- 
schen Filmakademie, Senta 
Berger, gibt es hier allerdings 
noch Möglichkeiten zur Stei- 
gerung: „Der Marktanteil 
deutscher Produktionen ist 
entschieden zu wenig und 
hängt ohnehin nur mit dem 

verregne- 
ten Som- 
mer zusam- 
men." Der 

deutsche 
Film sei 
„Ausdruck 
unserer 
Kultur" und 
„wirtschaft- 
licher Fak- 
tor" zu- 
gleich. Die gebürtige Wiene- 
rin forderte deshalb vor al- 
lem die konsequente Förde- 
rung der deutschen Kinos. 

Zwar sei das Ziel, „dass deut- 
sche Filme überhaupt entste- 
hen" erreicht, jedoch müs- 
sten diese auch gezeigt wer- 
den. Zu sagen, dass es genug 
sei, wenn Filme entstehen, 
wäre gleichbedeutend mit 
der Aussage: „es reicht, dass 
es Opern gibt". 

Der Film müsse nach 
französischem Vorbild wie- 
der zu einer „culture excep- 
tionelle" werden - jedoch 
ohne Quoten, sondern durch 

entsprechende Belohnung. 
„Wir müssen uns mit dem 
deutschen Film identifizie- 
ren", war eine der Kernaus- 
sagen des filmpolitischen 
Sprechers der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und be- 

kennenden Cineasten Bernd 

Neumann: „Was kann die Po- 
litik für den Film tun? Sie 
kann für vernünftige Rah- 
menbedingungen sorgen, 

die die Wettbewerbslage des 
deutschen Films verbessern. 
Das ist ebenso wichtig wie fi- 
nanzielle Filmförderung." 

Ab 2005 wird die Filmaka- 
demie den Deutschen Film- 
preis, den höchst dotierten 
deutschen Kulturpreis ver- 
geben. Bisher war eine unab- 
hängige Jury für die Verlei- 
hung verantwortlich. Aus 
diesem Grund richtete sich 
Bernd Neumann mit einem 
Appell an Senta Berger. 
Auch in Zukunft dürfe die 
Verleihung des Deutschen 
Filmpreises nicht von Eigen- 
interessen beeinflusst sein. 
Junge und unbekannte Film- 
schaffende müssten weiter- 
hin die gleiche Chance auf 
eine Auszeichnung haben. 
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Aus den Ländern 

Themenoffensive der CDU  Berlin 

Wirtschaft + Bildung = Zukunft 
Unmittelbar nach der Eu- 
ropawahl will die Berliner 
CDU verstärkt die inhaltli- 
che Arbeit für ein Alterna- 
tivprogramm zum rot-ro- 
ten Senat fortsetzen. 

Der Landesvorstand hat 
daher die Themen-Offensi- 

ve „Wirtschaft + Bildung = 
Zukunft" gestartet. „Eine 
Lehre aus dem Berliner Eu- 
ropawahlergebnis ist, dass 
die Union ihr inhaltliches 
Profil deutlicher machen 
muss. Wirtschaft und Bil- 
dung sind hier Schlüssel- 
themen", sagte der CDU- 
Generalsekretär Gerhard 
Lawrentz. Während die 
SPD in diesen Feldern jäm- 
merlich versage, müsse die 

Gerhard Lawrentz 

CDU jetzt ein glaubwürdi- 
ges Angebot erarbeiten. 
„Das werden wir jetzt so- 
fort in Angriff nehmen", so 
Lawrentz. 

An der Themen-Offensi- 

ve können sich wie im ver- 
gangenen Jahr auch Nicht- 

Mitglieder aktiv beteiligen 
und als Themen-Vertreter 
aus den Berliner Bezirken 
sogar mitentscheiden. Dies- 
mal sind hierbei besonders 
Mittelständler, Freiberufler, 
Gewerbetreibende, Eltern, 
Lehrer, Schüler und Studen- 
ten gefragt. Für die Dauer 
der Themen-Offensive wer- 
den zudem zahlreiche Infor- 
mations- und Diskussions- 
veranstaltungen mit Fach- 
leuten angeboten. 

Im November dieses 

Jahres soll dann ein CDU- 
Landesparteitag über die 
Programmbausteine zur 
Wirtschaftspolitik, Schul- 
und Hochschulpolitik be- 

schließen. 

BRANDENBURG: WAHLPROGRAMM EINSTIMMIG BESCHLOSSEN 

Die Brandenburger CDU hat 

auf ihrem 17. Landespartei- 
tag in Potsdam das Pro- 
gramm für die bevorstehen- 
de Landtagswahl einstim- 
mig beschlossen. Das am 19. 
Juni verabschiedete Strate- 
giepapier enthält sowohl ei- 
ne Bilanz der seit 1999 be- 
stehenden großen Koalition 
mit der SPD als auch Ziele 
für eine Regierungszeit 
2004 bis 2009. Unter dem 
Schlagwort „gesagt, getan" 

stellt die Brandenburger 
CDU den Versprechen des 
vergangenen Wahlkampfs 
die wirtschaftlichen Erfolge 
der aktuellen Legislaturperi- 
ode gegenüber. Fazit: Insbe- 
sondere im Bereich der 
Wirtschafts- und der Famili- 
enpolitik ging es in den ver- 
gangenen Jahren deutlich 
aufwärts. Künftige Schwer- 
punkte sieht die CDU bei 
der Förderung des Mittel- 
stands und in der Bildungs- 

politik. „Für mehr Leistung - 
gegen Gleichmacherei" lau- 
tet das Motto der Christde- 
mokraten. Es geht um besse- 

re Schulen und bessere Bil- 
dungspolitik im Land. Der 

Unterricht müsse sich am 
erfolgreichen Modell Sach- 
sens orientieren. Am 19. 
September wählen die Bran- 
denburger einen neuen 
Landtag. Das Regierungs- 
programm finden Sie auf 
www.cdu-brandenburg.de. 
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Aus den Ländern 

Saarland 

Weichen für Landtagswahl gestellt 
Mit der fast einstimmigen 
Wahl von Ministerpräsi- 
dent Peter Müller zum 
Spitzenkandidaten hat die 
Saar-CDU die Weichen für 
die Landtagswahl in elf 
Wochen gestellt. 

Die 400 Delegierten 
wählten den Landesvorsit- 
zenden mit 97,4 Prozent der 
Stimmen auf Platz eins der 
Landesliste. Auf den Listen- 
plätzen folgten die saarlän- 
dische Innenministerin An- 
negret Kramp-Karrenbauer 
sowie die Landesvorsitzen- 
den der Jungen Union und 
der     Christlich-Demokrati- 

schen Arbeitnehmerschaft, 
Alexander Funk und Ullrich 
Schacht. 

Mit einer kämpferischen 
Rede schwor Müller seine 
Partei auf den Wahlkampf 
ein. Unter dem Motto „Fort- 
setzung folgt" strebt die Re- 
gierungspartei bei der Wahl 
am 5. September eine zwei- 

ZWEIDRITTELMEHRHEIT IN ST. WENDEL 

Ein rekordverdächtiges Er- 
gebnis bei den saarländi- 
schen Kommunalwahlen er- 

reichte der Kreisverband St. 
Wendel. Erstmals in der Ge- 
schichte der CDU Saar ist es 
gelungen, mit St. Wendel in 
einem Landkreis eine Zwei- 
Drittel-Mehrheit der Man- 
date zu erzielen und das 55- 
Prozent-Ergebnis der letz- 
ten Wahl auf 61,1 Prozent 
zu steigern - 14,1 Prozent 
über dem Landesschnitt. In 
allen acht Gemeinden des 
Kreises ist die CDU nun 
stärkste   Fraktion.   Beson- 

ders spektakulär ist das Er- 
gebnis in der Kreisstadt St. 
Wendel, wo es gelungen ist, 
noch einmal auf nun 80,1 
Prozent zuzulegen. Insge- 
samt gehören jetzt rund 40 
der 66 Ortsvorsteher der 
CDU an. „Wer beim letzten 
Mal dachte, das Ergebnis sei 

nicht mehr zu toppen, hat 
erkannt: Es ist getoppt wor- 
den. Ein Traumergebnis und 
deutlicher Vertrauensbe- 
weis für unsere bürgernahe 
und sachorientierte Arbeit," 

zeigte sich der Kreisvorsit- 
zende Hans Ley zufrieden. 

te Legislaturperiode mit ab- 
soluter Mehrheit an. Müller 
kündigte die Fortsetzung 
des massiven Sparkurses an. 
Die CDU habe das Land „in 
einer schwierigen Zeit nach 
vorn gebracht", bilanzierte 
Müller die bisherige Regie- 
rungsarbeit: „Wir behaup- 
ten nicht, dass wir alle Pro- 
bleme gelöst hätten." Aber 
die Wachstumsrate sei auf 
mehr als fünf Prozent ge- 
stiegen, rund 41 000 neue 
Arbeitsplätze seien geschaf- 
fen worden und im bundes- 
weiten Vergleich bei der 

Arbeitslosenquote sei das 
Land vom neunten auf den 
fünften Rang geklettert. 

Als Gastredner ging der 

CSU-Vorsitzende Edmund 
Stoiber hart mit der Bundes- 
regierung ins Gericht. Zwar 
habe Müller im Saarland be- 
wiesen, „dass man eine Ab- 
wärtsspirale aufhalten kann". 
Die Rahmenbedingungen 
seien jedoch von der „abge- 
wrackten Bundesregierung" 
negativ bestimmt. 
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CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Verbrannte Erde - 
Bundesvermögen 

verschleudert 

Stellungnahme zur Kabi- 
nettentscheidung zum 
Haushalt 2005: 

Der Haushalt 2005 ist ei- 
ne einzige Farce. Er wird 
nicht besser, indem man ihn 
schön redet, wie es der Has- 
ardeur Eichel permanent 
versucht. Selbst die Grünen 
erklären, dass an diesem 
Haushaltsentwurf noch we- 
sentliche Änderungen vor- 
genommen werden müssen. 

Noch nie hat ein Bundesfi- 
nanzminister ein derartiges 
Flickwerk dem Kabinett vor- 

gelegt. Der Haushalt 2005 
wird genauso enden wie die 
vorherigen Haushalte, die 
Hans Eichel zu verantwor- 
ten hatte: mit weiter stei- 
genden Schulden im absolu- 
ten Haushaltsdesaster. 

Der Gipfel der Unserio- 
sität sind die eingestellten 
Privatisierungserlöse von rd. 
15,5 Mrd. €. Zusammen mit 
den für 2004 vorgesehenen 
Privatisierungseinnahmen 

von rd. 10 Mrd. € ist das ein 
Volumen von 25,5 Mrd. €, 
das im Wesentlichen durch 
den Verkauf von Anteilen an 
der Post und der Telekom er- 
zielt werden soll. Das ist ein 
rein virtuelles Vorhaben, 
denn diesen Veräußerungs- 
erlösen steht überhaupt kein 

angemessenes Vermögen 
des Bundes mehr gegen- 
über. Die für dieses beispiel- 
lose Vorgehen gefundene 
Sprachregelung, es handele 
sich um eine „umfassende 
Staatsmodernisierung", ist 
geradezu grotesk. In Wahr- 
heit soll das letzte Tafelsilber 
des Bundes zu Lasten zu- 
künftiger Generationen ver- 
scherbelt werden. Aus dem 
Verkauf der Post- und Tele- 
komanteile sollten ursprüng- 
lich die Pensionen der Be- 
diensteten der ehemaligen 
Staatsunternehmen finan- 
ziert werden. Wenn Eichel 
diese Mittel nun zum Stop- 
fen von Haushaltslöchern 
heranzieht, dann muss er das 
Postprivatisierungsgesetz 

ändern. Das geht sicher nicht 
ohne die Zustimmung des 

Bundesrates. 
Die Schuldzuweisungen, 

die Opposition hätte durch 
eine Blockadehaltung Ein- 
sparungen im Bundeshaus- 
halt verhindert, entbehren 
jeglicher Grundlage. Richtig 
ist, dass es gemeinsame Be- 
schlüsse im Vermittlungs- 
ausschuss gegeben hat, die 
im Übrigen auch zu einer 
wesentlichen Reduzierung 
der Eigenheimzulage ge- 
führt haben. An diese Be- 
schlüsse hält Eichel sich 
nicht, wenn er die Kohleför- 
derung dramatisch erhöht 
und gleichzeitig die Ostför- 
derung willkürlich nach un- 

Dietrich Austerrmann 

ten fährt. Gleiches gilt für 
die erneut vorgesehenen 
Belastungen der Landwirt- 
schaft von 550 Mio. €. 

Neben dem Prinzip Hoff- 
nung basiert der Etatent- 
wurf auf dem Prinzip Täu- 
schung. Der Ausgleich für 
die Kommunen für die 
Mehrbelastungen bei den 
Unterkunftskosten fällt mit 
1,8 Mrd. € weit hinter die 
Versprechungen Clements 
zurück. Dass der Zuschuss 
an die Bundesagentur zu 
niedrig angesetzt wird, hat 
bereits Tradition. Die ge- 
planten 3,5 Mrd. € dürften 
angesichts der stagnieren- 
den Arbeitslosigkeit nicht 

ausreichen. Der Ansatz bei 
den Kohlesubventionen von 
1,65 statt der geplanten 2,1 
Mrd. € ist keine tatsächliche 
Reduzierung der Kohlesub- 
ventionen. In Wirklichkeit 
werden 450 Mio. € ins näch- 
ste Jahr verschoben und 
führen dann zu einer ent- 
sprechenden Erhöhung der 
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Steinkohlenförderung, die 
ab 2006 mit rd. 2,2 Mrd. € 
bis zum Jahr 2013 auf dem 
gleichen Niveau weiter ge- 
führt werden soll. Das ganze 
nennt Rot-Grün „Subventi- 
onsabbau". 

Die Haushaltsstruktur 
verschlechtert sich drama- 
tisch. Die Investitionen des 
Bundes sinken um 2 Mrd. € 
bei einer gleichzeitigen Stei- 
gerung der Gesamtausga- 
ben um 1 Mrd. € (9 Mrd. € 
seit 2002!). Die Investitions- 
quote des Bundes erreicht 
mit 8,8% einen historischen 
Tiefstand! Die Verkehrsin- 
vestitionen sinken im Ver- 
gleich zu 2004 um 500 Mio. 
€ auf 8,9 Mrd. €, die viel be- 
schworene Innovationsof- 
fensive findet nicht statt. 
Der Forschungsetat ist auf 
dem Stand von 2003 einge- 
froren worden. Der Ansatz 
für Verteidigung macht die 
2. Bundeswehrreform un- 
möglich. 

Der Anspruch Eichels, 
der Bund würde seinen Bei- 
trag dazu leisten, die 3%- 
Defizitgrenze im kommen- 
den Jahr zu unterschreiten, 
hat sich durch den Haus- 
haltsentwurf überholt. Die 
darin eingestellten Privati- 
sierungserlöse sind nicht re- 
levant für die Berechnung 
des 3%-Kriteriums. d.h. mit 
37,5 Mrd. € Verschuldung 
ist der Bund auch 2005 klar 
der Verursacher für die er- 

neute Nichterfüllung des 
Maastricht-Kriteriums. 

Der Haushalt 2005 kommt 
nur deshalb zustande, weil 
Rot-Grün eine Politik der 
verbrannten Erde betreibt 
und einer Nachfolgeregie- 
rung leere Kassen hinter- 
lässt. 

Dietrich Austermann ist 
der haushaltspolitische Frak- 
tionssprecher. 

Luftsicherheitsgesetz 
wird zum Stück aus 

dem Tollhaus 

Erklärung zur 2./3. Lesung 
des Gesetzes zur Neurege- 
lung von Luftsicherheits- 
aufgaben: 

Im Ziel sind sich Bundes- 
regierung und CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion einig: 
Die Sicherheit im Luftver- 
kehr muss verbessert wer- 
den und die Gefahr vor An- 

schlägen soweit als möglich 
reduziert werden. Damit 
endet aber auch schon die 
Übereinstimmung. 

Die Bundesregierung hat 
es in fast dreijähriger Arbeit 

nicht fertig gebracht, dem 
Deutschen Bundestag ein in- 
haltlich stringentes, verfas- 
sungsrechtlich eindeutiges 
und handwerklich gelun- 
genes Luftsicherheitsgesetz 

vorzulegen. Im Gegenteil. 
Das rot-grüne Luftsicher- 
heitsgesetz   ist   eines   der 

schlechtesten und unzurei- 
chendsten Gesetze, das die- 
se Bundesregierung in dieser 
Legislaturperiode vorgelegt 
hat. 

Unter Verfassungsrecht- 
lern ist unumstritten, dass er 
im Gesetz geregelte Einsatz 
der Bundeswehr im Innern - 
im schlimmsten Falle darf 
die Bundesluftwaffe eine 
entführte Zivilmaschine ab- 
schießen - im Grundgesetz 
zumindest klargestellt wer- 
den muss. Die Koalition ver- 
weigert diese Klarstellung, 
weil der grüne Koalitions- 
partner es nicht will. 

Die Grünen tragen auch 
die Verantwortung dafür, 
dass sich riesige Sicherheits- 
lücken im Gesetz auftun: 

In einer Nacht-und-Ne- 
bel-Aktion hat die Bundes- 
regierung am vergangenen 
Wochenende einen Ände- 
rungskatalog erarbeitet, der 
nureir Ziel hatte: Dieses Ge- 
setz gegenüber dem Bundes- 
rat zustimmungsfrei zu ma- 
chen. Der kleine Koalitions- 
partner fürchtet sich offen- 
sichtlich davor, wie beim Zu- 
wanderungsgesetz, in einem 
Vermittlungsverfahren nicht 
mehr gefragt zu werden. 

Um den Preis der Zustim- 
mungsfreiheit war diese Re- 
gierung sogar bereit, neue 
Sicherheitslücken in Kauf zu 
nehmen: Personen, die an 
Flughäfen arbeiten, sollen 

von   Bundes-   und   Landes- 
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Hartmut Koschyk 

behörden überprüft werden. 
Der alte Gesetzentwurf sah 
vor, dass diese Behörden, so- 
fern sie nachträglich Er- 
kenntnisse über zu überprü- 
fende Personen erhalten, 
verpflichtet werden, diese 
Erkenntnisse der Luftsicher- 
heitsbehörde mitzuteilen. 
Genau diese Verpflichtung 
wurde von Rot-Grün nun ge- 
strichen! Die Landesbehör- 
den sind zukünftig nicht 
mehr verpflichtet, nachträg- 
lich sicherheitsrelevante Er- 
kenntnisse über Flughafen- 

beschäftigte zu melden. 
Und es kommt noch 

schlimmer: Den Landesver- 
fassungsschutzämtern wird 

das Recht genommen, Daten 
über solche Personen, weil 
man sie z. B. dem islamisti- 
schen Umfeld zuordnet, in 
gemeinsame Dateien von 
Bund und Ländern einzu- 
speisen. 

Zusammen mit weiteren 
Lücken und Schwächen läs- 
st sich nur ein Fazit ziehen: 
Dieses Gesetz wird nicht 
lange Bestand haben. Es 
fehlt an allem: An Sicher- 
heit, an verfassungsrechtli- 

chen Grundlagen, es 

fehlt ihm an Klarheit 
und es steckt voller Wi- 
dersprüche. Bei Sicher- 
heit darf man nicht auf 
halbem Wege stehen 
bleiben. 

Hartmut    Koschyk 
ist   der   innenpolitische 

Fraktionssprecher, Clemens 
Binninger   der   zuständige 
Berichterstatter. 

Haushalt 2005 führt 
Infrastruktur weiter 

ins Abseits 

Zum Etat 2005 des Bundes- 
ministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen: 

Der Haushalt 2005 löst 
kein einziges Problem der 
Verkehrsinfrastruktur und 

des Städte- und Wohnungs- 
baus. Er führt im Gegenteil 
die Infrastruktur in Deutsch- 
land weiter ins Abseits. 

Der Verkehrsetat ist mit 
immensen Risiken und Un- 
sicherheiten versehen. Die 
10,8 Mrd. €, die angeblich 
für Verkehrswegeinvestitio- 
nen zur Verfügung stehen, 
existieren bislang nur auf 
dem Papier. Alleine 2,5 Mrd. 
€ sind erwartete Einnahmen 
aus der Lkw-Maut, für deren 
Inkrafttreten zum 1. Januar 

2005 noch immer niemand 
die Garantie übernimmt. Ei- 
ne weitere Milliarde entfällt 

auf erhoffte Privatisierungs- 

Klaus W. Lippold Dirk Fischer 

erlöse. Die Ansätze im Städ- 
tebau und Wohnungswesen 
werden nicht annähernd den 
aktuellen Herausforderun- 
gen gerecht. Die wachsen- 
den städtebaulichen Folgen 
des Bevölkerungsrückgangs 
in wirtschaftsschwachen Re- 

gionen einerseits und der 
anhaltend hohe Druck auf 
dem Wohnungsmarkt in 

prosperierende Ballungsre- 
gionen andererseits sind un- 
übersehbar. Der Haushalt 
beugt sich jedoch auch hier 
der fehlenden Durchset- 
zungskraft von Minister 

Stolpe. 
Der von Rot-Grün bereits 

in den vergangenen Jahren 
eingeleitete Kahlschlag bei 
den Infrastrukturinvestitio- 
nen wird damit weiter fort- 
gesetzt. Für einen Abbau 
des riesigen Investitions- 
staus gibt es keine Chance; 
an eine Lösung der Instand- 
haltungskrise ist nicht zu 
denken. 

Klaus W. Lippold ist der 
stellvertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Fraktion, Dirk 
Fischer ist verkehrspoliti- 
scher Fraktionssprecher. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Leporello „Vernünftige 
Zuwanderung" 

Bestell-Nummer:2927 
Preis je 100 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt: 16,05 € 

Broschüre 
„Demographischer Wandel 
Für eine zukunftsfähige 
Kommunalpolitik" 

Bestell-Nummer: 5162 
Preis je 25 Stück: 6,94 € 

inkl. MwSt.: 7,43 € 

ID-Band KPV „www.stark-vor-ort.de" 
weißes Band mit kunststoffschnappverschluss 
und Karabinerhaken 

Größe 90 cm x2cm 

Bestell-Nummer: 9078 
Preis je 10 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Bierdeckel 
Bestell-Nummer:92' 
Preis je 600 Stück: 15,90 € 
inkl. MwSt: 18,44 € 

CDU-Spritztiere 

Bestell-Nummer:9559 
Preis je 30 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt: 17,40 € 

Wasserball 

Bestell-Nummer:9873 
Preis je 10 Stück: 13,00 € 
inkl. MwSt.: 15,08 € 

Reflektorenarmband für Hand- und 
Fußgelenk 

Bei Sport und Spiel ein nützlicher 
Begleiter für die Straße 

Bestell-Nummer:9740 
Preis je 12 Stück: 12,00 € 
inkl. MwSt.: 13,92 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 

20 Bälle im Netz inkl. einer Ballpumpe. 

Bestell-Nummer:9j 
Preis je 20 Stück: 
inkl. MwSt.: 122,9 

Sommerpack 
Der ideale Begleiter für einen Ausflug. Bestehend aus: Stoff- 
beutel, eine Thermoskanne mit zwei Bechern. 

Bestell-Nummer:9025 
Komplettpreis: 6,00 € 
inkl. MwSt.: 6,96 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Sommerplakat 
„Vergessen Sie mal Rot-Grün, Schönen Somme 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7667 
Preis je 50 Stück: 21,00 € 
inkl. MwSt: 24,36 € 

DINAO 
Bestell-Nummer: 7668 
Preis je 50 Stück: 39,00 € 
inkl. MwSt.: 45,24 € 

BESTELLANSCHRI 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentru 

Postfach 1162,33759 Versmc 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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